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Untersuchungsausschuss verschiebt den Beginn der 

Zeugenvernehmungen 

Der Erste Parlamentarische Untersuchungsausschuss der 19. Wahlperiode ist heute 

(Mittwoch) zu seiner kurzfristig anberaumten siebten (nicht öffentlichen) Sitzung 

zusammengekommen. 

In dieser Sitzung wurden einstimmig die für den kommenden Montag (3.12.) angesetzten 

Sitzungen aufgehoben, sowohl die öffentliche Beweisaufnahmesitzung als auch die nicht 

öffentliche Beratungssitzung. Hintergrund für diese Entscheidung des Untersuchungsausschusses 

ist der Umstand, dass die Aussagegenehmigung für die am Montag zu vernehmende 

Auskunftsperson seitens des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume und Integration erst am 

späten Nachmittag des 27.11.2018 vorgelegt wurde.  

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss hat im September 2018 die Auskunftsperson und 

den Termin ihrer Vernehmung beschlossen und diesen Beschluss zeitnah dem Ministerium für 

Inneres, ländliche Räume und Integration mitgeteilt.  

Ferner enthält die Aussagegenehmigung inhaltliche Beschränkungen. Die Mitglieder des 

Untersuchungsausschusses halten es für erforderlich, weiterreichende Aussagegenehmigungen 

für die Befragung der Auskunftspersonen zu erwirken. 

Der verbleibende Zeitraum von drei Werktagen reicht aus Sicht der Abgeordneten nicht aus, damit 

sich Auskunftspersonen und Ausschuss angemessen auf die Vernehmung vorbereiten können. 

Die nächste (nicht öffentliche) Beratungssitzung des Untersuchungsausschusses ist für den 17. 

Dezember 2018 vorgesehen. Die Beweisaufnahme soll nunmehr am 14. Januar 2019 beginnen. 


